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1. Verhaltenskodizes und Einkaufspraktiken 

Das vorliegende Diskussionspapier der Aktion fair spielt geht von der These aus, dass Initiativen 
gesellschaftlicher Verantwortung von Unternehmen (Corporate Social Responsibility, CSR) nur 
dann als glaubwürdig gelten können, wenn sie die Gestaltung der Beziehungen des Unternehmens 
zu seinen Lieferanten mit in den Blick nehmen. Die langjährige Erfahrung der Aktion fair spielt mit 
der Umsetzung des Verhaltenskodexes des Weltverbandes der Spielzeugindustrie (International 
Council of Toy Industries, ICTI) in den asiatischen Zulieferbetrieben deutscher Spielzeugfirmen 
zeigt: Die Einhaltung von Arbeitsstandards kann je nach Ausgestaltung der Einkaufspraktiken1 
entweder unterstützt oder erschwert werden.  

Dieser Zusammenhang wird seit einigen Jahren in der zivilgesellschaftlichen Debatte um CSR 
thematisiert, und zwar von Unternehmen ebenso wie von Nichtregierungsorganisationen (NGOs). 
Anlass für diese Diskussion ist meist die Beobachtung, dass trotz der zahlreichen freiwilligen Ver-
haltenskodizes, die sich inzwischen mehr oder weniger alle großen Markenfirmen in den Industrie-
ländern gegeben haben, die Rechte der Arbeiter/innen bei deren Lieferanten in Entwicklungs- und 
Schwellenländern – allen voran in Asien, Mittel- und Lateinamerika – verletzt werden. Dies gilt ins-
besondere für so genannte „weiche Faktoren“ wie Arbeitszeiten und Löhne.  

In der CSR-Debatte engagierte Unternehmen weisen vor diesem Hintergrund meist darauf hin, 
dass die Berücksichtigung der Einkaufspraktiken nötig sei, um bestehende CSR-Ansätze weiter-
zuentwickeln und neu zu akzentuieren. Für NGOs ist der Umstand, dass Firmen die Lieferbezie-
hungen bislang aus ihren CSR-Strategien in aller Regel ausblenden, dagegen Ausdruck mangeln-

                                                 
1 Die Begriffe „Lieferbeziehungen“ und „Einkaufspraktiken“ werden im Allgemeinen weitgehend synonym verwendet.  

Im vorliegenden Papier wird dem Begriff „Einkaufspraktiken“ der Vorzug gegeben, weil er die Verantwortung des Ab-
nehmers in den Blick rückt, der in der Regel eher über die Kapazitäten verfügt, die Beziehungen zu seinen Lieferan-
ten nach seinen Vorstellungen zu gestalten.  
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der Ernsthaftigkeit auf Seiten der Unternehmen. Einige NGOs sind davon überzeugt, dass es bei 
CSR-Ansätzen in erster Linie darum geht, die Verantwortung für die Einhaltung von Sozialstan-
dards auf die Lieferanten abzuwälzen, ohne an den eigenen Geschäftspraktiken etwas ändern zu 
müssen. 

So bezeichnete es die Kampagne „Play Fair at the Olympics“ 2004 als Widerspruch, wenn Sportar-
tikelhersteller auf der einen Seite auf niedrigere Preise und kürzere Lieferzeiten drängen und auf 
der anderen Seite behaupten, die Einhaltung von Arbeitsstandards gewährleisten zu wollen.2 Und 
für die Textil- und Bekleidungsindustrie stellte Bettina Musiolek fest, dass die Einkaufspraktiken 
ganz entscheidend zu den schlechten Arbeitsbedingungen beitragen. „Ein Vorgehen, das diese 
Umstände außer Acht lässt, wird an den Arbeitsbedingungen nichts ändern. Die Beschaffungspoli-
tik muss so geändert werden, dass sie eine Einhaltung von Arbeitsnormen zulässt.“3 Ingeborg 
Wick bezeichnete eine „CSR-Politik, die nicht mit Einkaufspraktiken verknüpft ist, die eine Einhal-
tung von grundlegenden Sozialstandards erlauben,“ schlicht als „Werbemaßnahme“.4 

In der Debatte um „(un)faire“ Einkaufspraktiken stehen drei Faktoren im Vordergrund, nämlich (1) 
niedrige Preise, (2) kurze Lieferfristen und (3) häufige Lieferantenwechsel. In der Debatte werden 
üblicherweise die folgenden Zusammenhänge genannt: Niedrige Preise und kurze Lieferfristen 
unterminierten die Fähigkeit der Zulieferer, die Arbeitsrechte einzuhalten. Niedrige Preise führten 
zu nicht-existenzsichernden Löhnen, kurze Lieferfristen zu exzessiven, möglicherweise sogar er-
zwungenen Überstunden, zu einer Zunahme von befristeter Arbeit und zur Vergabe von Unterauf-
trägen. Häufige Lieferantenwechsel schließlich hätten zur Folge, dass Verbesserungen in den Zu-
lieferfabriken nur halbherzig und nicht nachhaltig umgesetzt würden. Um diese Widersprüche zu 
überwinden, sei eine enge Zusammenarbeit zwischen den Einkaufs- und CSR-Abteilungen der 
Unternehmen und den Lieferanten erforderlich.5 

Die Diskussion um den Einfluss der Einkaufspraktiken auf die Einhaltung der Arbeitsrechte bei den 
Lieferanten ordnet sich in einen aktuellen Paradigmenwechsel in der CSR-Debatte und bei der 
praktischen Umsetzung von Verhaltenskodizes ein: Immer häufiger geht es nicht mehr um die so-
fortige Einhaltung von Mindeststandards durch die Lieferanten, sondern um eine schrittweise An-
näherung im Rahmen eines kontinuierlichen Verbesserungsprozesses. In diesem neuen Konzept 
sind Kontrollen durch Auditoren und Auftraggeber nicht mehr das alleinige Mittel der Wahl. Viel-
mehr werden sie etwa durch Managementschulungen, teilweise auch Arbeiter/innen-Schulungen 
sowie Maßnahmen zur Verbesserung der innerbetrieblichen Kommunikation ergänzt. Auch Unter-
nehmen oder wirtschaftsnahe Institute fordern und formulieren inzwischen Alternativen zu den pa-
ternalistischen CSR-Ansätzen, die auf partnerschaftliche(re) Lieferantenbeziehungen abzielen und 

                                                 
2 Merk, Jeroen (2005), From Code Compliance to Fair Purchasing Practices: Some Issues for Discussion, 

http://www.cleanclothes.org/documents/05-05-Fair_Purchasing_Practices.pdf 
3 Musiolek, Bettina (2008), Gute Arbeit durch ein Soziallabel? – CSR am Scheideweg, Fachinput der Clean Clothes 

Campaign CCC bei der Fachtagung „Fairer Einkauf leicht gemacht – was könnte und müsste ein Soziallabel leis-
ten?“ am 28. November 2008, http://www.saubere-kleidung.de/downloads/2008-12_Kurzthesen-CCC-
Soziallabel_BM_Nov08.pdf 

4 „Entstehung, Entwicklung und Ambivalenz des Konzepts Globale Sozialverantwortung von Unternehmen“, Vortrag in 
der Evangelischen Akademie Tutzing (ohne Datum), http://www.ev-akademie-tutzing.de/doku/programm 
/get_it.php?ID=762 

5 Vgl. u.a. Merk, Jeroen (2008), Vier Schritte zu einer fairen Zulieferkette, Clean Clothes Campaign, Amsterdam, 
http://www.frauenrechte.de/tdf/pdf/ccc/Vier-Schritte-Zuliefererkette.pdf 
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in denen die Zulieferer eine gleichberechtigte(re) Rolle spielen.6 Trotz aller Vorsicht, die geboten 
ist – denn natürlich birgt ein solcher Paradigmenwechsel auch die Gefahr von Verzögerungen oder 
gar einer Abkehr vom Ziel der Einhaltung von Mindeststandards – bietet dieser Weg auch Chan-
cen hin zu einem ausgeglicheneren Auftraggeber-Auftragnehmer-Verhältnis. 

2. Auslagerung betrieblicher Funktionen und Lieferketten-Management 

Einkauf 

Der Begriff „Einkauf“ bezeichnet im Allgemeinen Tätigkeiten zur Versorgung eines Unternehmens 
mit Gütern und Dienstleistungen, die zur Durchführung des Produktionsprozesses benötigt und 
nicht selbst erstellt werden. In dem vorliegenden Papier wird zwischen der Bereitstellung von Gü-
tern für den Produktionsprozess und Handelsware nicht unterschieden. 

Einkaufspolitik ist das Teilgebiet der Unternehmenspolitik, das sich mit der Bestimmung der Ziele 
des Einkaufs und der Festlegung entsprechender Instrumente befasst. Zu den strategischen Teil-
funktionen der Einkaufspolitik eines Unternehmens gehören unter anderem die Gestaltung der 
Einkaufsstrategie (Zahl der Lieferanten, Vergabestrategien …), die Lieferantenentwicklung sowie 
die Lieferantenbewertung und -auswahl. Kriterien für die Lieferantenauswahl können unter ande-
rem die Innovationsfähigkeit, die Termin- und Mengentreue, das Vorliegen bestimmter Zertifikate, 
der Preis und die Angebotstransparenz sein. 

Make-or-Buy 

Gegenstand der Einkaufspolitik eines Unternehmens ist auch die Entscheidung darüber, ob Kom-
ponenten des Produktspektrums selbst hergestellt (Eigenfertigung) oder von Lieferanten gekauft 
werden (Fremdbezug). Seit den 1990er Jahren ist über Branchengrenzen hinweg ein allgemeiner 
Trend zur Konzentration aufs Kerngeschäft und, damit einhergehend, zur Reduzierung des Eigen-
fertigungsanteils und der Fertigungstiefe zu beobachten („lean production“). 

In der Spielzeugindustrie übertragen Unternehmen im Zuge solcher Outsourcing-Strategien in der 
Regel die Produktion oder einzelne Produktionsstufen an Lieferanten, während Produktentwick-
lung und Marketing im Haus selbst verbleiben. Ziel ist neben der Rationalisierung von Geschäfts-
prozessen die Verlagerung (eines Teils) des Flexibilisierungsdrucks und des Risikos auf den Liefe-
ranten. 

Auch im Spielzeughandel wird im Rahmen von Outsourcing-Strategien der Einkauf an Fremdfir-
men vergeben, also an Agenten oder Zwischenhändler, die im Auftrag und nach Maßgabe des 
Handelsunternehmens Ware beschaffen. In gewisser Weise eine Gegenbewegung zum Outsour-
cing ist die Entwicklung von Eigenmarken im Handel. Dabei werden nicht Produkte eines Marken-
herstellers verkauft, sondern Produkte, deren Marke im eigenen Besitz des Handelsunternehmens 
ist. Es ist also aktuell nicht nur eine Zergliederung der Unternehmensfunktionen zu beobachten, 
sondern auch eine Aufweichung der Grenze zwischen Herstellern und Handel. 

                                                 
6 Vgl. zum Beispiel Business for Social Responsibility (2007), Beyond Monitoring: A New Vision for Sustainable Supply 

Chains, http://www.bsr.org/reports/BSR_Beyond-Monitoring-Report.pdf 
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Verantwortung in der Lieferkette 

Während in einem hoch integrierten Unternehmen die Verknüpfung zwischen den betrieblichen 
Funktionen unmittelbar und damit eine direkte Steuerung der betrieblichen Abläufe (einschließlich 
der Arbeitsbedingungen in der Produktion) möglich ist, entstehen durch die Ausgliederung betrieb-
licher Funktionen differenzierte Lieferketten mit einer großen Anzahl formal unabhängiger Akteure. 
Je weiter dieser Prozess voranschreitet, desto weniger transparent wird die Wertschöpfungskette, 
desto weniger direkt wird der Einfluss der Unternehmen an der Spitze der Lieferkette und desto 
mehr zerfließen die Einfluss- und Verantwortungsbereiche7 der beteiligten Firmen. Damit wird es 
schwieriger zu entscheiden, an welchen Adressaten NGOs im konkreten Einzelfall ihre Forderun-
gen nach Einhaltung von Arbeitsstandards in der Lieferkette sinnvollerweise richten sollten. 

Auch wenn die großen Handelsunternehmen und Markenhersteller maßgeblichen Einfluss auf die 
Lieferkette haben, ist davon auszugehen, dass niemals nur ein Unternehmen allein die Verantwor-
tung etwa für die Arbeitsbedingungen entlang der Lieferkette trägt, sondern dass sie sich in unter-
schiedlich großen Portionen auf alle beteiligten Unternehmen verteilt.  

Unzulängliche Arbeitsbedingungen sind vor diesem Hintergrund nicht zwingend und allein auf un-
angemessene Einkaufsbedingungen zurückzuführen. Auch wenn ein Abnehmer die Einhaltung von 
Arbeitsstandards durch seine Einkaufspolitik unterstützt (etwa durch Preise, welche objektiv die 
Zahlung existenzsichernder Löhne ermöglichen würden), mag es vorkommen, dass dies vom Lie-
feranten nicht in bessere Arbeitsbedingungen (in diesem Fall existenzsichernde Löhne), sondern in 
eine höhere Gewinnspanne umgesetzt wird. 

Umgekehrt steht außer Frage, dass restriktive Einkaufspraktiken in jedem Fall die Möglichkeiten 
eines Lieferanten schmälern, seinen Arbeiter/inne/n menschenwürdige Arbeitsbedingungen zu 
garantieren. 

3. Strukturelemente des Spielwarenmarktes und Einkaufspraktiken 

Der Weltmarkt für klassisches Spielzeug hatte 2008 ein Volumen von ca. 78 Mrd. US-Dollar. Die 
größten Hersteller sind die beiden US-Marken Mattel und Hasbro, die durch eine Reihe von Über-
nahmen in den 80er und vor allem 90er Jahren heute ein Umsatzvolumen von knapp 6 bzw. 4 Mrd. 
US-Dollar erreichen. Auch im europäischen Markt vollzieht sich – durch Übernahmen und Firmen-
konkurse – ein fortdauernder Konzentrationsprozess. Gleichwohl ist die deutsche Spielzeugbran-
che nach wie vor durch viele kleine und mittlere Hersteller geprägt: Nach Umsatzsteuerstatistik gibt 
es in Deutschland mehr als 1.000 Spielzeughersteller. Etwa 85 % von ihnen stehen zusammen 
gerade einmal für 4,5 %, die 15 größten Hersteller dagegen für 75 % des Branchenumsatzes. 

Von der Unternehmensgröße hängen sowohl die Motivation als auch die Möglichkeiten ab, auf die 
Einhaltung von Arbeitsstandards zu drängen. Nur die größeren und bekannteren Spielzeugherstel-
ler dürften sich einem nennenswerten Reputations(verlust)-Risiko gegenübersehen, das sie dazu 
veranlasst, Verantwortung für die Arbeitsbedingungen in der Lieferkette zu übernehmen, um dro-
hende Imageschäden möglichst zu vermeiden. Kleine Hersteller dürften wegen des fehlenden öf-
fentlichen Interesses das Risiko eines Imageschadens eher als gering einschätzen und zudem 
                                                 
7 Der Begriff „Einflussbereich“ bezeichnet hier – im engeren Sinne – die Gesamtheit der Beziehungen zwischen einem 

Unternehmen und in der Lieferkette vor- und nachgelagerten Firmen, in denen das Unternehmen die Chance besitzt, 
eigene Interessen auch gegen Widerstand durchzusetzen. Man kann davon ausgehen, dass der Einfluss(bereich) ei-
nes Unternehmens mit seinem Umsatz wächst.  
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häufig nicht über den ökonomischen Hebel verfügen, der notwendig wäre, um ihre Lieferanten zur 
Einhaltung von Sozialstandards zu bewegen. 

Es ist davon auszugehen, dass auch die Fähigkeit und das Maß, in dem ein Unternehmen seine 
Einkaufspolitik autonom gestalten kann, neben den Beteiligungsverhältnissen und der Stellung des 
Unternehmens in der Lieferkette vor allem von der Unternehmensgröße abhängt.  

Konkurse und Konzentration sind Ausdruck des scharfen Wettbewerbs, der die Branche prägt und 
der vor allem über den Preis sowie häufige Modellwechsel und schnell in den Markt gedrückte 
Produktneuheiten ausgetragen wird. Ein Spezifikum der Branche ist zudem die starke Saisonalität: 
Etwa ein Drittel des gesamten Jahresumsatzes entfällt auf die Monate November und Dezember, 
nach anderen Angaben werden sogar 70 % der Spielzeugkäufe vor, während oder unmittelbar 
nach der Weihnachtszeit getätigt. 

Von den allermeisten Herstellern verlangt der Markt damit (1) bedarfsgerechte, zügige Produktion, 
(2) Flexibilität angesichts der Nachfrageschwankungen und (3) die ständige Suche nach einem 
niedrig(er)en Preis. Nur wenigen Unternehmen dürfte es möglich sein, sich diesen Marktanforde-
rungen, zum Beispiel durch ein spezifisches Produktportfolio, zu entziehen. 

Nur mit dem unerbittlichen Preiskampf in der Branche sind der rapide Aufstieg und die heute do-
minierende Stellung Chinas auf dem Weltspielzeugmarkt zu erklären. Rund 4.000 Spielzeugfabri-
ken in der Volksrepublik verfügen über eine staatliche Exportlizenz und nur einigen wenigen von 
ihnen ist es gelungen, eine eigene Marke zu etablieren. Bis in die jüngste Zeit unterbieten sich die 
allermeisten im Kampf um die Aufträge der Markenfirmen wechselseitig – zu Lasten der Qualität, 
zu Lasten ihrer Margen und zu Lasten der Arbeiter/innen. 

In der seit Sommer 2007 intensiv geführten Debatte um Sicherheitsmängel bei chinesischem 
Spielzeug, der mehrere Tausend chinesische Betriebe zum Opfer fielen, sehen einige Beobachter 
einen Anstoß für eine Abkehr von Billigprodukten und eine stärkere Qualitätsorientierung – ein 
Trend, der möglicherweise auch Spielräume öffnet für faire(re) Einkaufspraktiken. 

4. Elemente einer verantwortlichen Einkaufspolitik 

Je mehr Vorprodukte und Produkte eines Unternehmens bei formal unabhängigen Lieferanten 
gefertigt werden, desto weniger direkt wird der Einfluss des Unternehmens auf die Bedingungen, 
unter denen die Produktion stattfindet. Schon deshalb ist ein hoher Eigenfertigungsanteil aus der 
Perspektive der Aktion fair spielt grundsätzlich positiver zu bewerten als die Auslagerung der Pro-
duktion. Eigenfertigung vergrößert den Spielraum eines Unternehmens für die Gewährleistung 
sozialer und ökologischer Standards, und bei Verstößen können Verantwortlichkeiten klar zuge-
ordnet werden. 

Idealtypisch setzt ein verantwortlicher und auf Nachhaltigkeit angelegter Einkauf bei externen Lie-
feranten eine Beziehung zwischen Abnehmer und Lieferant voraus, die auf Dialog, Transparenz 
und Respekt beruht. Das schließt die Anerkennung der legitimen wirtschaftlichen Interessen des 
jeweiligen Partners ein. Probleme oder Interessendivergenzen sollten offen angesprochen werden 
können, ohne Nachteile befürchten zu müssen. Die Beziehung sollte auf längere Sicht hin angelegt 
und möglichst stabil sein, und Risiken sollten nicht einseitig zu Lasten eines Beteiligten gehen.  

Eines der elementaren Merkmale verantwortlicher Einkaufspolitik ist es nach Einschätzung der 
Aktion fair spielt, wissentlich nichts zu tun, was einem Lieferanten schadet. Der erste Schritt zu 
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fairen Einkaufspraktiken besteht deshalb sicherlich darin, dass sich das Management eines Unter-
nehmens die Folgen bestimmter Entscheidungen bewusst macht.8 

Der zweite Schritt besteht darin, daraus Folgerungen für eine verantwortliche Einkaufspolitik abzu-
leiten und diese im Managementsystem des Unternehmens so zu verankern, dass sie nicht im 
Widerspruch zu anderen Zielsetzungen des Unternehmens stehen. Sowohl unternehmensintern 
als auch gegenüber Lieferanten sollten entsprechende Schulungen durchgeführt und Anreize für 
die möglichst umfassende Umsetzung vereinbarter Zielsetzungen gesetzt werden. 

Ein weiteres wichtiges Element verantwortlicher Unternehmensführung betrifft zwar grundsätzlich 
alle Managementfunktionen, ist aber auch im Zusammenhang mit „fairen“ Einkaufspraktiken von 
großer Bedeutung: das Gebot der Sorgfaltspflicht („due diligence“). Für den UN-Sonderbeauftrag-
ten für Unternehmen und Menschenrechte, John Ruggie, umfasst die Sorgfaltspflicht vier wesentli-
che Komponenten: 1.) ein klares politisches Statement des betreffenden Unternehmens, in dem es 
sich zur Achtung der Menschenrechte verpflichtet; 2.) regelmäßige Menschenrechtsverträglich-
keitsprüfungen, in denen die akuten und die möglichen Auswirkungen der Firmenaktivitäten und -
beziehungen auf die Menschenrechte überprüft werden; 3.) die Integration der Absichtserklärun-
gen und Überprüfungen in interne Kontrollmechanismen des Unternehmens sowie 4.) entspre-
chende Berichtssysteme, welche die oben genannten Komponenten einbeziehen. Dazu gehören 
auch firmeninterne (und bei Bedarf externe) Beschwerdemechanismen. 

Die folgenden Faktoren, Zielsetzungen und Indikatoren bieten weitere Anhaltspunkte für die For-
mulierung und Umsetzung einer verantwortungsvollen Einkaufspolitik. 9  

Achtung der Menschenrechte entlang der Lieferkette  

Ziel: Lieferanten und Abnehmer haben sich darauf verständigt und arbeiten darauf hin, menschen-
rechtliche Standards10 einzuhalten. Die Abnehmer geben solchen Lieferanten den Vorzug, deren 
Arbeitsbedingungen sich verbessern. Die Abnehmer gestalten ihre eigenen Geschäftspraktiken so, 
dass die Lieferanten diese Standards einhalten können. 

Mögliche Indikatoren 

• Anteil der Lieferanten, die vor Aufnahme der Geschäftsbeziehung wissen, welche Mindestar-
beitsstandards von ihnen erwartet werden; 

• Gibt es Programme, welche die Lieferanten dabei unterstützen, die Mindeststandards einzuhal-
ten? Wie sehen diese Programme aus? 

                                                 
8 So war es das Anliegen von Fallstudien im Rahmen des ETI Purchasing Practices Project, die Auswirkungen (1) einer 

Kostensenkungsstrategie, (2) kurzfristiger Bestellungen und (3) widersprüchlicher Vorgaben der CSR- und der Ein-
kaufsabteilung sichtbar zu machen und alternative Vorgehensweisen in den Blick zu nehmen; Ethical Trading Initiative 
(2007), Purchasing Practices. Case Studies to address impacts of purchasing practices on working conditions. Report 
from ETI members’ meeting, 29 November 2007, http://www.ethicaltrade.org/S/lib/ 2007/11/pp-forum/index.shtml 

9 Vgl. United Nations, Report of the Special Representative of the Secretary General on the issue of human rights and 
transnational corporations and other business enterprises, John Ruggie, Business and Human Rights: Further steps 
toward the operationalising of the „protect, respect and remedy“ framework, Human Rights Council, 14th session, 9 
April 2010 (A/HRC/14/27), chapter IV – C on: Due diligence) 

10 Deren Grundlage sind die folgenden Dokumente: die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte (1948), der Internati-
onale Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte (1966), der Internationale Pakt über bürgerliche und po-
litische Recht( 1966), die Erklärung der Internationalen Arbeitsorganisation über grundlegende Prinzipien und Rechte 
bei der Arbeit und ihre Folgemaßnahmen (1998) sowie weitere Übereinkommen der Internationalen Arbeitsorganisati-
on. 
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• Anteil der Einkäufer, die an Schulungen über Mindestarbeitsstandards und die Auswirkungen 
ihrer Entscheidungen auf die Fähigkeit der Lieferanten, sie einzuhalten, teilgenommen haben; 

• Sind Verbesserungen der Arbeitsstandards in der Lieferkette in den Stellenbeschreibungen der 
Einkäufer, den Anreizsystemen und Beurteilungen verankert?  

Gute Beziehungen zum Lieferanten 

Ziel: Die Abnehmer streben langfristige, stabile und vertrauensvolle Beziehungen zu ihren Liefe-
ranten und eine Teilung des Risikos an.  

Mögliche Indikatoren 

• Gibt es transparente Kriterien für die Lieferantenauswahl? 
• Wie hoch ist der Anteil der Betriebsstätten von direkten Lieferanten, die bekannt sind? 
• Wie hoch ist jeweils der Anteil von Produkten, die im Rahmen einer befristeten oder andauern-

den Lieferbeziehung gekauft werden, und singulären Käufen? 
• Wie groß sind die Schwankungen der Jahresumsätze pro Lieferant? 
• Wie hoch ist der Anteil des Unternehmens am Umsatz der Tier-1-Lieferanten? 

Eindeutige und frühzeitige Informationen 

Ziel: Die Lieferanten kennen die Bedingungen, die der Beziehung zu Grunde liegen, erhalten ein-
deutige Informationen über die Erwartungen der Abnehmer und können ihrerseits ihre Bedürfnisse 
formulieren. 

Mögliche Indikatoren 

• Wie groß ist der Anteil der Lieferanten, denen die Vertragsbedingungen ausgehändigt wurden? 
• Gibt es einen Beschwerdemechanismus, in dessen Rahmen sich Arbeiter/innen der Lieferanten 

gefahrlos an das Management des Abnehmers und/oder, etwa im Rahmen einer 
Multistakeholder-Initiative, an ein unabhängiges Gremium wenden können? Wie hoch ist der 
Anteil der Lieferanten, die darüber Bescheid wissen? 

• Wie oft pro Jahr findet ein wechselseitiger Informationsaustausch mit den Lieferanten über alle 
Aspekte einschließlich der sozialen und ökologischen Verbesserungen in den Produktionsbe-
trieben statt? 

Tragfähige Preise 

Ziel: Die vereinbarten Preise erlauben es sowohl den Lieferanten als auch den Abnehmern, Nut-
zen aus der Beziehung zu ziehen, und sie decken sowohl die Herstellungskosten der Lieferanten 
als auch die Lebenshaltungskosten der Arbeiter/innen. 

Mögliche Indikatoren 

• Gibt es einen Mechanismus, den die Lieferanten, ihre Unterlieferanten und die Beschäftigten 
nutzen können, wenn die gezahlten Preise/Löhne nicht tragfähig bzw. existenzsichernd sind? 
Wie funktioniert dieser Mechanismus? 

• Wie groß ist der Anteil der Lieferanten mit einem kollektiven Tarifvertrag, der eine Regelung 
über die Löhne enthält? 
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Eindeutige Lieferfristen und Zahlungstermine 

Ziel: Es gibt eindeutige und transparente Zahlungsfristen und einen umfassenden Zeitplan, ein-
schließlich Angaben darüber, wann die endgültigen Details der Bestellung vorgelegt werden und 
wann die Lieferung erwartet wird. 

Mögliche Indikatoren 

• Sind die Zahlungstermine in schriftlichen Verträgen festgehalten? 
• Wie hoch ist der Anteil der Zahlungen, die zum oder vor dem vereinbarten Zeitpunkt geleistet 

werden? 
• Wie viele Tage liegen zwischen den letzten Änderungen und der Auslieferung? 
• Wie oft wurden Bestellmenge und/oder Preis geändert, nachdem der Auftrag erteilt war? 
• Wie oft wurden Bestellmenge und/oder Preis pro Auftrag geändert? 

5. Einkaufspraktiken im ICTI CARE-Prozess 

Der Code of Business Practices des Weltverbandes der Spielzeugindustrie (International Council 
of Toy Industries, ICTI) spricht nur an wenigen Stellen Aspekte an, welche die Einkaufspraktiken 
von Akteuren in der Lieferkette zum Gegenstand haben.  

Im dritten Abschnitt des Kodexes heißt es: „Zweck dieses Kodexes ist es, einen Verhaltensstan-
dard zu schaffen, aufzuklären und zu verantwortlicher Produktion zu ermutigen, nicht zu bestra-
fen.“ Das könnte als indirektes Bekenntnis zu einem perspektivisch angelegten, kontinuierlichen 
Verbesserungsprozess interpretiert werden. Tatsächlich ist der ICTI CARE-Prozess, mit dem die 
Umsetzung des Kodexes kontrolliert wird, aber im Wesentlichen darauf angelegt, die Einhaltung 
der durch den Kodex gesetzten Kriterien zu überprüfen und durch ein Zertifikat zu bescheinigen. 

Der ICTI CARE-Prozess bietet auch schon deshalb bisher keinen Anreiz für die Abnehmer, sich 
fairer Einkaufspraktiken zu bedienen, weil Markenfirmen keinerlei Berichtspflichten oder Kontrollen 
unterworfen werden. Vielmehr wird die Verantwortung für die Einhaltung des ICTI-Kodex in vollem 
Umfang auf die Lieferanten abgewälzt. 

Diese Praxis ist nach Einschätzung der Aktion fair spielt unvereinbar mit dem Anspruch des ICTI 
CARE-Prozesses, einen weltweiten, für alle Unternehmen der Branche einheitlichen Standard 
durchzusetzen. Zugleich erschwert die Ungleichbehandlung die Akzeptanz des Kodex und seiner 
Normen bei chinesischen Zulieferern und bereitet den Boden dafür, dass sie sich der Umsetzung 
der Standards durch Manipulationen, einschließlich des Rückgriffs auf so genannte „Schattenfabri-
ken“, entziehen. 

6. Grenzen des Konzeptes fairer Einkaufspraktiken 

Die Einkaufspraktiken eines Unternehmens sind ein Schlüsselfaktor und unter Umständen das 
entscheidende Hindernis für die Einhaltung der Arbeitsrechte durch seine Lieferanten. Merk weist 
allerdings darauf hin, dass die Käufer-Verkäufer-Beziehungen häufig komplex seien und in der 
Regel hinter verschlossenen Türen ausgehandelt würden. Deshalb sei es schwierig, Zugang zu 
Informationen zu erhalten, anhand derer die Qualität der Einkaufspolitik eines Unternehmens ob-
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jektiv beurteilt werden kann. Von daher sei es fraglich, ob die Einflussnahme auf die Einkaufsprak-
tiken von Unternehmen ein tauglicher Ansatz für NGOs sein könne.11 

Die Zurückhaltung, die Spielzeugfirmen an den Tag legen, wenn es um die Benennung ihrer Liefe-
ranten geht, und die Weigerung nahezu aller angefragten Spielzeughersteller, der Aktion fair spielt 
auch nur exemplarische Preiskalkulationen zur Verfügung zu stellen, legen die Vermutung nahe, 
dass die Unternehmen über ihr Einkaufsverhalten kaum Auskunft geben werden. Noch schwieriger 
wäre es zu überprüfen, ob die Auskünfte den Tatsachen entsprechen. 

Hinzu kommt, dass in vielen Fällen klare und weithin akzeptierte Kriterien für faire Einkaufsprakti-
ken fehlen und konkrete Lösungen erst in mehr oder weniger aufwändigen Diskursen entwickelt 
werden müssten. Das betrifft vor allem die Bestimmung existenzsichernder Löhne und, schwerer 
noch, angemessener Preise (und damit Margen).  

Die grundsätzlichere Kritik von Merk an einer NGO-Strategie zur Durchsetzung fairer Einkaufs-
praktiken, nämlich dass es sich dabei um einen Top down-Ansatz handele, bei dem die entschei-
denden Fäden zur Durchsetzung der Arbeitsrechte in den Händen von Unternehmen liegen, und 
dass ein Perspektiven- und Strategiewechsel nötig sei, der die Arbeiter/innen zu Subjekten macht, 
die ihre Rechte selbst verteidigen, ist ernst zu nehmen, in ihrer Absolutheit aber nicht angemessen. 
Richtig ist, dass es gilt, das Vereinigungsrecht und das Recht zu Kollektivverhandlungen nach 
Kräften zu stärken und Ansätze zur Selbstorganisation der Arbeiter/innen zu unterstützen. Aber es 
wäre falsch, damit automatisch andere Wege zur Durchsetzung von Arbeitsrechten per se abzu-
lehnen. 

Unbestritten ist dagegen Merks Hinweis darauf, dass faire Einkaufspraktiken immer im Kontext der 
Logik und der Realität des kapitalistischen Wettbewerbs stehen. Einkaufspraktiken sind das Er-
gebnis unternehmerischer Entscheidungen angesichts der ökonomischen, politischen und gesell-
schaftlichen Rahmenbedingungen. Diese Rahmenbedingungen kann ein Unternehmen auf Dauer 
nur um den Preis des Verlustes der eigenen Wettbewerbsfähigkeit ignorieren. 

Häufig ist zu hören, dass schlechte Arbeitsbedingungen neben dem Risiko eines Imageschadens 
(„reputational risk“) weiteren kommerziellen Schaden brächten, etwa durch hohe Fluktuation in der 
Belegschaft und geringe Produktivität, die wiederum mit schlechter Produktqualität, verspäteten 
Lieferungen und zusätzlichen Kosten verbunden seien.12 Allgemeiner ausgedrückt: Hinter Verstö-
ßen gegen ethische Normen stünden Sachverhalte, die auch kommerziell nicht wünschenswert 
seien.13 Auch wenn das in einigen Fällen zutreffend sein mag: Der Umkehrschluss, ethische Stan-
dards zahlten sich in jedem Fall auch kommerziell aus, ist nicht glaubwürdig. 

Ein Beispiel für eine solche unzulässige Verkürzung der Debatte auf den so genannten „Business 
Case“ ist eine Broschüre von Impactt Limited und Traidcraft Exchange14. Sie wendet sich an Ein-
käufer und will ausdrücklich zeigen, dass mit einem „neuen Ansatz“ bei der Beschaffung beides 

                                                 
11 Hierzu und zum Folgenden vgl. Merk (2005), passim 
12 Siehe zum Beispiel Traidcraft / IDEAS / Oxfam Wereldwinkels (2006), S. 3 
13 Dena Freeman (Acona Ltd), in Ethical Trading Initiative (2004), ETI Members' Roundtable Purchasing Practices: ‘mar-

rying the commercial with the ethical’, ETI seminar 7 July 2004, S. 8, http://www.eti2.org.uk/Z/lib/ 2004/07/rt-
purprac/ETI-sem-purchprac_200407.pdf  

14 Impactt Limited / Traidcraft Exchange (2008), Material Concerns: How responsible sourcing can deliver the goods for 
business and workers in the garment industry, http://www.impacttlimited.com/wp-content/uploads /2008/10/garment-
report.pdf 
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möglich ist, betriebswirtschaftlicher Erfolg und bessere Arbeitsbedingungen. Statt „besser, billiger, 
schneller, weniger ethisch“ könne es künftig heißen: „besser, billiger, schneller, ethischer“. 

Merk kritisiert zu Recht die utilitaristische Argumentation, mit der versucht werde, kommerzielle 
Interessen und ethische Überzeugungen in Einklang zu bringen. Sie messe eine Handlung am 
Ergebnis, nicht an ihrer ethischen Grundlage, und passe von daher gut in den neoliberalen Diskurs. 
Sie verschleiert die „unresolved tension“ zwischen den kommerziellen Interessen eines Unterneh-
mens und dem Ziel, faire Arbeitsbedingungen zu gewährleisten, von der auch die Weltbank 
spricht.15 Ob diesem Zielkonflikt tatsächlich durch Veränderungen in der Organisationsstruktur, 
konsistente Anreizsysteme und offene Kommunikation beizukommen ist, ist eine offene Frage. Es 
spricht einiges dafür, dass er letztlich doch nur durch politisch-rechtliche Rahmensetzung für alle 
Marktteilnehmer aufgelöst werden kann. 

Auch aus der Perspektive der Soziallehre der Kirche verbietet sich eine rein utilitaristische Argu-
mentation im Zusammenhang mit ethischen Normen. Sie weist zu Recht auf die Notwendigkeit hin, 
den Markt – dessen Funktion als Regulierungsinstrument innerhalb des Wirtschaftssystems sie 
explizit anerkennt – in moralischen Zielsetzungen zu verankern. Sie müssen einerseits die Auto-
nomie des Marktes sicherstellen, zugleich aber ihn in angemessener Weise eingrenzen.16 Das 
Handeln des Staates und der anderen öffentlichen Autoritäten, so die Soziallehre der Kirche, muss 
sich nach dem Subsidiaritätsprinzip richten und Situationen schaffen, „die eine freie Ausübung der 
wirtschaftlichen Aktivitäten begünstigen; es muss darüber hinaus [aber] auch vom Prinzip der Soli-
darität inspiriert sein und der Autonomie der Teile Grenzen setzen, um den Schwächsten zu schüt-
zen“.17 

7. Schlussfolgerungen 

1. Einkaufspraktiken können die Umsetzung menschenwürdiger Arbeitsbedingungen bei Lieferan-
ten unterstützen oder erschweren. Die Einhaltung des ICTI-Kodexes, insbesondere aber seine 
Nicht-Einhaltung, kann deshalb nicht losgelöst von der Frage behandelt werden, welche Rah-
menbedingungen die jeweilige Abnehmerfirma durch ihre Einkaufspolitik setzt. 

2. Die Aktion fair spielt fordert die Markenhersteller und den Handel auf, Einkaufspraktiken anzu-
wenden, welche die Umsetzung menschenwürdiger Arbeitsbedingungen möglichst unterstüt-
zen, zumindest aber nicht erschweren.  

3. Die Aktion fair spielt fordert die Markenhersteller und den Handel außerdem auf, die Auswir-
kungen ihrer Einkaufspraktiken auf die Situation der Arbeiter/innen in den Zulieferbetrieben re-
gelmäßig zu untersuchen und aus den Ergebnissen dieser Untersuchungen kontinuierlich Ver-
besserungsmaßnahmen abzuleiten. 

4. Markenhersteller und Handel sollen die Grundsätze ihrer Einkaufspolitik schriftlich niederlegen. 
Darüber hinaus sollen sie über die Ergebnisse der unter Punkt 3 genannten Untersuchungen, 
über die daraus abgeleiteten Verbesserungsmaßnahmen und über deren Umsetzung regelmä-
ßig berichten. 

                                                 
15 Nach Business for Social Responsibility (2007), S. 6 
16 Vgl. Päpstlicher Rat für Gerechtigkeit und Frieden, Kompendium der Soziallehre der Kirche, Herder, Freiburg, Basel, 

Wien, 2006, Absatz 349 
17 Ebda., Absatz 351 
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5. Die Aktion fair spielt fordert die ICTI CARE Foundation auf, nach Kräften auf eine partner-
schaftliche, auf Dauer angelegte Beziehung zwischen Lieferanten und Abnehmern hinzuwirken, 
Schulungen über „faire“ Einkaufspraktiken anzubieten sowie ein Gremium und ein Verfahren 
für die Schlichtung von Konflikten zwischen Lieferanten und Abnehmern (gegebenenfalls unter 
Beteiligung der Belegschaft des Lieferanten und örtlicher NGOs) einzurichten. 

6. Die Aktion fair spielt fordert die ICTI CARE Foundation dazu auf, die Diskussion darüber aktiv 
voranzutreiben, wie „faire“ Einkaufspraktiken durch den ICTI CARE-Prozess unterstützt werden 
können. Die ICTI CARE Foundation sollte Mindestanforderungen an Markenhersteller und 
Handel formulieren und deren Einhaltung kontrollieren. Außerdem sind – mindestens im Rah-
men des Date Certain-Programms – entsprechende Monitoring- und Berichtspflichten für Mar-
kenfirmen vorzusehen, die auch die Offenlegung der Lieferketten beinhalten müssen. 

 

Die Arbeit der Aktion fair spielt 
wird seit 1999 durch Mittel des 
Bischöflichen Hilfswerkes  
MISEREOR ermöglicht. 


